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— Drucksache V/3227 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Reischl 


Der Entwurf eines Gesetzes über den Abschluß 
der Sammlung des Bundesrechts wurde in der 
191. Sitzung des Deutschen Bundestages vom 23. Ok- 
tober 1968 an den Rechtsausschuß federführend und 
an den Innenausschuß mitberatend überwiesen. Der 
Rechtsausschuß hat den Entwurf in seiner Sitzung 
am 14. November 1968 beraten. Vom gleichen Tage 
stammt auch die Empfehlung des mitberatenden 
Innenausschusses, den Entwurf in der Fassung der 
Regierungsvorlage anzunehmen. Der Entwurf hat 
die Aufgabe, ein Werk zu vollenden, das durch das 
Gesetz über die Sammlung des Bundesrechts vom 
10. Juli 1958 eingeleitet worden ist. Nach § 3 Abs. 1 
dieses Gesetzes bedarf es eines sog. Abschlußgeset- 
zes, um den Tag, bis zu dem die Rechtsvorschriften 
erfaßt sind, zu bestimmen. In diesem Absdilußgesetz 
ist ferner der Tag festzusetzen, von dem an die nicht 
in die Sammlung aufgenommenen Rechtsvorschriften 
außer Kraft treten. Die Sammlung ist abgeschlossen 
nach dem Stand vom 31. Dezember 1963, Damit war 
die Voraussetzung für § 2 des Entwurfs gegeben, 
der den Abschlußtag auf den 31. Dezember 1963 
festsetzt. Ein zweites Datum, und zwar das der Aus- 
schlußwirkung {§ 3 Abs. 1 Satz 2 des Gesetzes über 
die Sammlung des Bundesrechts) hat der Rechtsaus- 
schuß eingesetzt, und zwar mit dem 31. Dezember 
1968. Zwei Fragen sind im Ausschuß hierbei beson- 
ders angesprochen worden: 

Die laufende Ergänzung der Sammlung und ihre 
rechtliche Grundlage sowie die Frage der Ausschluß- 
wirkung dieser Ergänzungen. Zur ersten Frage hat 
der Ausschuß die Absicht der Bundesregierung, die 
Gesetzessammlung auch künftig, möglichst in klei- 
nere Lieferungen unterteilt, ständig zu ergänzen, be- 
grüßt. Er ist der Ansicht, daß hierfür eine besondere 


gesetzliche Grundlage in dieser Vorlage nicht ge- 
schaffen zu werden braucht, da § 5 des ersten Ge- 
setzes über die Sammlung des Bundesrechts aus- 
reicht Danach kann der Bundesminister der Justiz 
die Sammlung nach dem Abschlußtag durch Über- 
sichten über die späteren Änderungen oder durch 
Bekanntmachung des geltenden Wortlautes von 
Vorschriften ergänzen. Zur zweiten Frage ist der 
Ausschuß der Auffassung, daß mit den Ergänzungen 
keine automatische Ausschlußwirkung für alle Ver- 
öffentlichungen, die früher erschienen sind, verbun- 
den werden sollte. Es würde der Verletzung des 
Rechtsstaatsprinzips gleichkommen, wenn der Bun- 
desregierung eine Ermächtigung zur Festlegung 
einer Ausschlußwirkung gegeben würde, ohne daß 
der Gesetzgeber die Möglichkeit zur Nachprüfung 
gehabt hätte. Es empfiehlt sich jedoch, in fünf oder 
zehn Jahren ein abermaliges Ausschlußgesetz dem 
Bundestag vorzulegen. 

Der Auffassung des Bundesrates, den unter der 
Gliederungsnummer 213-12-1 aufgenommenen Teil 
der Verordnung über Garagen und Einstellplätze 
vom 17. Februar 1939 {Reichsgesetzbl. I S. 219) aus 
der Sammlung ' des Bundesrechts herauszunehmen, 
da es sich insoweit nicht um Bundesrecht handele, 
hat sich der Rechtsausschuß nicht angeschlossen, 
über die Stellungnahme der Bundesregierung hinaus 
vertritt der Ausschuß die Auffassung, daß mit der 
Ausschluß Wirkung lediglich festgelegt wird, was 
nicht mehr Bundesrecht ist. Der Entwurf hat nicht 
die Wirkung, neues Bundesrecht zu schaffen. 

In der Schluß abstimmung hat der Rechtsausschuß 
den Entwurf einstimmig gebilligt. Entsprechend 
bittet er um unveränderte Annahme der Vorlage, 


Bonn, den 19. November 1968 

Dr. Reischl 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

' den Gesetzentwurf — Drucksache V/3227 — mit der 
Maßgabe, daß in § 3 das Datum „31. Dezember 1968" 
eingesetzt wird, im übrigen unverändert nach der 
Vorlage anzunehmen. 


Bonn, den 19. November 1968 


Der Reditsausschuß 

Dr. Wilhelmi Dr, Reisdil 

Vorsitzender Berichterstatter 
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